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BONNNnews 3/2010 28. Mai 2010 

spdfraktion 
Verantwortung für die Zukunft 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit unseren BONNnews möchten wir 
Sie über die Haltung der SPD-
Fraktion im Rat der Stadt Bonn zu 
wichtigen Themen in unserer Stadt 
informieren – insbesondere aus der 
Ratssitzung am 27. Mai. 
 
Die SPD-Fraktion ist auch auf 
facebook vertreten. Besuchen Sie 
uns da, bringen Sie Ihre Ideen und 
Anregungen für unsere Stadt ein und 
diskutieren Sie über aktuelle Bonner Themen. Mir können 
Sie auch auf twitter folgen. So wissen Sie immer zuerst 
Bescheid und sind direkt am Puls der Zeit. 
 
Wichtige Informationen aus unserer Stadt finden Sie 
auch in BONN Live, dem Newsletter der Stadtverwaltung, 
den Sie auf der Website www.bonn.de unter Service/ 
Newsletter abonnieren können. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Wilfried Klein 

Kurzmeldungen 

WCCB - Ein Thema lähmt eine Stadt 

Die nächste Episode von „WCCB – Ein Thema lähmt eine 
Stadt“ beginnt in der Ratssitzung am 27. Mai 2010 mit 
dem Prolog um 18.28 Uhr: Schwarz-Grün betritt die 
Bühne. Die WCCB-Debatte wird zu Beginn der Tagesord-
nung gebündelt, und es geht los mit dem altbekannten 
Rundumschlag, im Besonderen gegen OB Jürgen 
Nimptsch. Viel Blick in die Vergangenheit, zunächst wenig 
Beiträge zur Lösung des Problems. 
 
Der Rat kommt in Fahrt.  
 
20.12 Uhr: Jetzt schon fast zwei Stunden Debatte zum 
WCCB. Zum Teil interessante Beiträge, aber immer noch 
keine Lösung in Sicht. Stattdessen werden Verschwö-
rungstheorien bemüht, Unterstellungen formuliert. Die 
Kultur des Misstrauens und des Verdachts feiert fröhliche 
Urständ. Lasst die Ermittler doch ihre Arbeit machen – 
d a s ist ihr Job… 

Vertagt und verwiesen 
Schwarz-Grün gefährdet 
Arbeit des Kinder- und Ju-
gendrings - Feuerwehr 
muss auf neue Feuerleit-
stelle warten 

Wenn die schwarz-grüne 
Ratsmehrheit gerade in ir-
gendeiner Disziplin Rekorde 
aufstellt, dann in dem nicht-
olympischen Zweikampf Ver-
tagen und Verweisen über die 
Langstrecke. Und tatsächlich: 
Bei solchen Höchstleistungen 
kann man den sportlichen 
Ehrgeiz nicht verkennen. 
Schade nur, dass dadurch 
Maßgebliches auf der Strecke 
bleibt. 
  
Da ist zum Einen der Kinder- 
und Jugendring, dessen Ar-
beit durch die Vertagung ei-
nes Förderantrags massiv 
und womöglich final bedroht 
ist. Ihm ruft die 
„Gestaltungsmehrheit“ in Per-
son von Frau Paß-Weingartz 
beherzt zu, die Vertagung 
einer Entscheidung über För-
dermittel für Personal, Ge-
bäude und Ausstattung stelle 
in ihren Augen für den Träger 
keine Belastung dar. 
 
Zum Anderen ist da der Neu-
bau einer integrierten Feuer-
leitstelle für Feuerwehr und 
Rettungsdienst am Lieve-
lingsweg. Die Entscheidung 
über die entsprechende Pla-
nung wurde an den Finanz-
ausschuss verwiesen und da-
mit zum wiederholten Male 
nicht beschlossen. 
  
"Mit dieser Verzögerungstak-
tik will sich Schwarz-Grün 
Fortsetzung auf Seite 2  
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„Es war erkennbarer 
Wahnsinn, in diesem Jahr 
das Rüngsdorfer Freibad 
geschlossen halten zu wol-
len. Schwarz-Grün hatte 
mal wieder mehr aus der 
Hüfte geschossen denn 
eine Entscheidung mit 
kühlem Kopf zu treffen. 
Friesdorf wird kurzfristig 
geöffnet, Rüngsdorf folgt 
bis Anfang Juli – warum 
nicht gleich so“, fragt Wil-

Peter Kox, 
sportpolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt 
Bonn 

Bäder bleiben offen, Einsparziele sind aber 
noch nicht erreicht –  
SPD befürchtet: Bäderdiskussion geht in 
nächste Schleife  

über das Jahr 2010 retten: 
Notwendige Maßnahmen wer-
den so lange in den Gremien 
hin- und hergeschoben, bis 
sie für den Haushalt 2010 
nicht mehr relevant sind, weil 
der Baubeginn ins nächste 
Jahr vertagt werden muss“, 
erläutert Dieter Schaper, 
Sprecher der SPD-
Ratsfraktion im SGB-
Betriebsausschuss, die Ent-
scheidungen zur Feuerwehr. 
  
So hat die Koalition im Be-
triebsausschuss des SGB den 
überfälligen Neubau einer 
Feuerleitstelle ohne Votum in 
den Umweltausschuss zu-
rückverwiesen. Und das ob-
wohl das Thema auf Antrag 
der CDU schon von den Um-
weltpolitikern zum SGB ge-
schickt wurde, wegen der 
dortigen Fachkenntnis. Der 
Leiter der Feuerwehr Jochen 
Stein beschwor den Aus-
schuss, das baufachliche O-
kay zu geben. Insbesondere 
die Investitionen zur Vernet-
zung der Kommunikation mit 
dem Rhein-Sieg-Kreis dulde-
ten keinen Aufschub, betonte 
Stein. Schwarz-Grün lässt 
sich jedoch durch derartige 
Notwendigkeiten nicht von 
der lang erprobten Taktik des 
Aussitzens abbringen. 

Elternbeiträge neu gere-
gelt – Ungerechtigkeiten 
ausgeräumt  

Der Rat hat am 27. Mai mit 
Mehrheit gegen die FDP eine 
Neuregelung der Elternbeiträ-
ge für KiTas und Schulen be-
schlossen. „Wir freuen uns 
über diese Entscheidung. Ei-
ne Neuregelung der Eltern-
beiträge haben wir in unse-
rem Programm festgelegt 
und vorangetrieben. Dass 
sich nun andere für das Er-
reichte feiern, überrascht uns 
nicht“, kommentiert Gieslint 
Grenz, schulpolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion im 
Rat. „Für uns bleibt die 
Hauptsache, dass es endlich 
gerechter zugeht und die 
Fortsetzung auf Seite 3 

Das retardierende Moment (20. 30 Uhr): Nach Mo-
menten blitzender Gemeinsamkeiten zum WCCB - es 
muss fertig gebaut werden, weil das neue Bonn den UN-
Standort stärken muss - ist die alte Schlachtordnung 
schnell wieder da.  
 
Dann das Finale (21.10 Uhr): Fast drei Stunden lang 
wird immer wieder eine Stärkung der Projektsteuerung 
gefordert, weil nicht ausreichend leistungsfähig - und 
dann wird die entsprechende Vorlage zur Schaffung einer 
lange geforderten Stelle zur Projektleitung von Schwarz-
Grün vertagt. Das verstehe wer will. 
 
Was bleibt? Das Fragezeichen… 

fried Klein, Vorsitzender 
der SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Bonn, und zeigt 
sich erfreut darüber, dass 
die schwarz-grüne Rats-

mehrheit mit einer klassi-
schen Rolle-Rückwärts ih-
ren Fehler vom 17. Mai 
aus dem Projektbeirat Bä-
der im Finanzausschuss 
am 20. Mai korrigiert hat. 
 
Enttäuscht sind die Sozial-
demokraten aber darüber, 
dass mit dieser Entschei-
dung das Einsparziel bei 
den Bädern nicht erreicht 
werden wird. „Alleine mit 
der Schließung des Vikto-
riabades wird die Vorgabe 
nicht eingehalten. Daher 
wollten wir einen konkreten 
Auftrag an die Verwaltung 
erteilen, mit den SSF (für das 
Frankenbad) und den Frei-
badfreunden Friesdorf (für 
das „Friesi“) über eine Über-
nahme der Betriebsführer-
schaft bzw. des ganzen 
Bades zu verhandeln, um 
die restliche Einsparvorga-
be unter Beibehaltung der 
Öffnung der Bäder zu er-
reichen. Der Beschluss des 
Finanzausschusses bleibt 
an dieser Stelle aber 
schwammig und letztlich 
unverbindlich. Was nun 
droht, ist, dass die Bäder-
diskussion in die nächste 
Fortsetzung auf Seite 3 
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Wenn Google für seinen 
Dienst Street-View im Bonner 
Stadtgebiet Kamerafahrten 
durchführen möchte, wird der 
Konzern ab sofort zur Kasse 
gebeten. Denn die Stadt er-
hebt für das „Befahren der 
Gemeindestraßen zum Zwe-
cke der digitalen/ fotografi-
schen Aufnahme bzw. Daten-
erhebung“ eine Sondernut-
zungsgebühr von 20 Euro pro 
angefangenen Kilometer. Bei 
nicht wirtschaftlichen Zwe-
cken, kann die Gebühr laut 
Stadt ermäßigt oder erlassen  
werden. 
Auch weiterhin können Bür-
ger Widerspruch gegen das 
Fotografieren ihres Hauses 
einlegen. Die entsprechende 
Vorlage stellt die Stadtver-
waltung auf www.bonn.de 
unter Rat und Verwaltung 
bereit. 

Die SPD-Fraktion wird 
nicht müde in ihrem 
Kampf gegen den Not-
haushalt. So lag auf Initia-
tive  der SPD die Überar-
beitung der Parkgebühren-
ordnung dem Rat am 27. 
Mai zur Abstimmung vor. 
Die Verwaltung wird be-
auftragt, die Parkgebüh-

renordnung für das oberir-
dische Parken in Bonn zu 
überarbeiten – mit dem 
Ziel, die Gebühren ange-
messen anzuheben und 
weitere Flächen in die ge-
bühren-pflichtige Park-
raumbewirtschaftung ein-
zubeziehen. Die Gebühren 
Fortsetzung auf Seite 4 

Bebauungsplan für die Ro-
senburg: Der Park bleibt!  

An der Rosenburg werden 
neue Wohnungen in bildschö-
ner Lage gebaut und der Park 
bleibt erhalten. Es geht doch. 
Der Widerstand hat sich also 
gelohnt. Werner Esser, pla-
nungs- und verkehrspoliti-
scher Sprecher der SPD-
Fraktion im Rat der Stadt 
Bonn, hatte im Planungsaus-
schuss die Verwaltung aufge-
fordert, einen Bebauungsplan 
mit Erhaltung des Parks vor-
zulegen und die Kessenicher 
Fortsetzung auf Seite 4 

Google Street-View: Stadt 
erhebt Sondernutzungsge-
bühr für Straßen  

Familien mit der neuen Bei-
tragsstaffelung nach Einkom-
men und der übergreifenden 
Geschwister-Ermäßigung die 
Unterstützung erhalten, die 
sie brauchen. Einziger Wer-
mutstropfen ist, angesichts 
der desolaten Haushaltslage 
unserer Stadt, die mit der 
systemübergreifenden Bei-
tragsregelung verbundenen 
Beitragserhöhungen“, so 

Schleife geht und eine 
Schließungsdebatte damit 
noch nicht vom Tisch ist. 
Das halten wir für gefähr-
lich und trägt auch der 
Bereitschaft der Vereine 
nicht Rechnung, mehr 
Verantwortung für die Bä-
der zu übernehmen.“ Pe-
ter Kox, sportpolitischer 
Sprecher der SPD-
Ratsfraktion, ergänzt: 
"Unser Vorschlag hat kon-
krete Perspektiven eröff-
net für die langfristige 
Konsolidierung der Bonner 
Bäderlandschaft ohne wei-
tere Schließungen. Die 
schwarz-grüne Entschei-
dung ist - wieder einmal - 
eine verpasste Chance." 

Die Ergebnisse aus dem 
Finanzausschuss legte die 
Stadtverwaltung bei der 
Ratssitzung am 27. Mai 
zur abschließenden Ab-
stimmung vor. Per Ände-
rungsantrag konnte die 
SPD noch erreichen, dass 
der konkrete Auftrag an 
die Verwaltung, für das 
Frankenbad mit den SSF 
zu verhandeln, doch be-
schlossen worden ist. Der 
Antrag, dass für das Frei-
bad Friesdorf direkt mit 
dem Freibad-Freunden zu 
verhandeln ist, fand hin-
gegen ebenso wie im Fi-
nanzausschuss leider kei-
ne Mehrheit.  

Insolvenzverfahren Karstadt 
SPD unterstützt Beschäftigte der Karstadt Waren-
haus GmbH 

Die SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Bonn wollte die 
Beschäftigten der Karstadt 
Warenhaus GmbH in der 
Auseinandersetzung um 
die Sicherung ihrer Ar-
beitsplätze im laufenden 
Insolvenzverfahren unter-
stützen. „Wir wollten per 
Antrag dafür sorgen, dass 
die Stadt auf die im Rah-
men des Insolvenzplans 
entstehenden Gewerbe-
steuern verzichtet. Dieser 
Antrag ist nur von FDP 

und Linken unterstützt 
worden. Die Ratsmehrheit 
war nicht bereit, diesen 
Weg zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen und Stand-
ort mitzugehen“, betont 
Wilfried Klein, Fraktions-
vorsitzender im Rat der 
Stadt Bonn. Eine Ver-
zichtserklärung der Stadt 
gab es nicht. Man war le-
diglich bereit, die virtuelle 
Steuerforderung zu stun-
den. 

SPD-Fraktion kämpft um die Rettung des 
Haushalts 
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Gläserne Stadtverordnete: 
SPD veröffentlicht wie in 
den Vorjahren mandatsbe-
dingte Einnahmen 

„Die Bonner haben einen An-
spruch darauf zu erfahren, 
wie viel die von ihnen ge-
wählten Ratsvertreter für ihre 
Tätigkeit erhalten. Wir brau-
chen keine Transparenz-
Debatten; wir praktizieren 
sie!“, erklärt Wilfried Klein, 
Vorsitzender der SPD-
Fraktion. Daher machen die 
Mitglieder der SPD-
Ratsfraktion ihre mandatsbe-
dingten Einnahmen seit vie-
len Jahren öffentlich. Ab so-
fort können interessierte Bür-
gerinnen und Bürger die neu-
esten Angaben auf der Inter-
netseite www.spd-bonn-im-
rat.de unter Fraktion nachle-
sen. 
  
Die Arbeit im Rat, in Aus-
schüssen, Arbeitskreisen und 
Bezirksvertretungen ist keine 
hauptamtliche Tätigkeit. Sie 
wird von den Stadtverordne-
ten neben dem Beruf geleis-
tet und ist mit einem erhebli-
chen Zeitaufwand verbunden. 
Daher bekommen die Ehren-
amtlichen von der Stadt eine 
Aufwandsentschädigung aus-
gezahlt. Die Bescheinigungen 
über diese Zahlungen sind 
nun auf der SPD-Fraktions-
Homepage bei den Daten der 
einzelnen Ratsmitglieder zu 
finden.  

 für überirdisches Parken 
sind schon seit 1996 nicht 
mehr angehoben worden 
und gerade jetzt würde 
der Stadt diese Finanz-
spritze mehr als gut tun. 
 
Weitere SPD-Anträge 
zum Haushalt: 
 
Die Prüfung einer Übertra-
gung des Kanalnetzes an 
ein kommunales Unter-
nehmen wurde im Haupt-
ausschuss mit Mehrheit 
gegen den BBB befürwor-
tet. Die Stadtverwaltung 
ist nun beauftragt, 1. dar-
zulegen, welche Auswir-
kungen eine solche Über-
tragung hat, und 2. in Fi-
nanz- sowie Bau- und Ver-
gabeausschuss über die in 
der Vergangenheit bereits 
vorgenommenen Prüfun-
gen zu berichten. In 
Schwerte, Köln und Wup-
pertal sind die Verwaltun-
gen diesen Schritt bereits 
gegangen und konnten so 
zusätzliches Geld in die 
Stadtkasse spülen.  
Auf Initiative der SPD hat 
der Hauptausschuss die 
Stadtverwaltung beauf-
tragt, zu prüfen, unter 
welchen Voraussetzungen 
die (oberirdische) Park-
raumbewirtschaftung ganz 
oder teilweise von einem 
kommunalen Unterneh-
men durchgeführt werden 
kann. Dabei sollen alle 
Kosten aufgeführt werden 
– veranschlagte und gege-
benenfalls einzusparende. 
Die Prüfung soll nicht nur 
auf die oberirdische Park-
raumbewirtschaftung be-
schränkt bleiben, sondern 
ergebnisoffen gestaltet 
werden. In Absprache mit 
den Stadtwerken sind 
auch die Parkgaragen in 
die Untersuchung einzube-
ziehen. Die Belange der 
örtlichen Wirtschaft, ins-

 Bürgerinnen und Bürger zu 
einer Ortsbegehung eingela-
den. Am 27. Mai hat nun der 
Rat diesen neuen Bebauungs-
plan beschlossen, nach dem 
der Park erhalten wird. 

besondere des Bonner Ein-
zelhandels, sind dabei an-
gemessen zu berücksichti-
gen. 
In der Ratsitzung im Juli 
wird die Verwaltung eine 
Vorlage zur sogenannten 
„Sexsteuer“ im Sinne des 
Antrags der SPD-Fraktion 
zur Entscheidung vorle-
gen. Die Stadt Köln hat in 
Zeiten knapper Kassen 
durch dieselbe Erweite-
rung der Vergnügungs-
steuer-Satzung in 2009 
eine Einnahmeerhöhung 
von 800.000 Euro erzielt. 
Die Kulturförderabgabe für 
Ho te lübe rnach tungen 
(oder kurz „Bettensteuer“) 
in der Höhe von 5% des 
Übernachtungspreises ist 
leider im Finanzausschuss 
gegen die Stimmen der 
SPD und der Linken vor-
erst gescheitert. Mit der 
„Bettensteuer“ wären bei 
z.B. 1 Mio. Mehreinnah-
men in Höhe von bis zu 3 
Mio. Euro für den städti-
schen Haushalt erzielt 
worden. Mit diesem Geld 
hätten die Einbußen durch 
das Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz des Bun-
des, das u.a. den Umsatz-
steuersatz für Hotelüber-
nachtungen um 12 Pro-
zentpunkte senkt, zum 
Teil kompensiert werden 
können. Durch diesen und 
weitere Punkte verliert 
Bonn 4 Mio. Euro. 

Dienstag, 01.06.10, 18 h 
 
Sondersitzung 
Jugendhilfeausschuss 
Schulausschuss 
Sozialausschuss 
(Stadthaus, Ratssaal) 

Termine - Termine - Termine - Termine 

Dienstag, 01.06.10, 15 h 
 
Landschaftsbeirat 
 
Stadthaus,  
Sitzungssaal I 
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„Wir arbeiten auf Hochtou-
ren am Haushalt und von 
Schwarz-Grün kommt we-
nig bis nichts. Die Erhal-
tung des Bonn-Ausweises 
steht ganz oben auf unse-
rer Agenda. Und wer den 
Bonn-Ausweis erhalten 
will, muss sich jetzt dazu 
bekennen“, fordert Bern-
hard „Felix“ von Grünberg, 
Mitglied des Landtags und 
sozialpolitischer Sprecher 
der SPD-Ratsfraktion. Von 
Grünberg und Uschi Salz-
burger, stellvertretende 
sozialpolitische Sprecherin 
der SPD-Fraktion stellen 
klar: „Das Leistungsange-
bot des Bonn-Ausweises 
darf auf keinen Fall einge-
schränkt werden. Dafür 
kämpfen wir.“ 
Kernpunkt des Bonn-

Uschi Salzburger, 
stellv. sozialpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt Bonn 

Bernhard „Felix“ von Grünberg, 
Mitglied des Landtags und sozialpoliti-
scher Sprecher der SPD-Fraktion im 
Rat der Stadt Bonn 

Wer den Bonn-Ausweis erhalten will, muss sich jetzt dazu bekennen. 
Ausstellungszeitraum ändern und Bearbeitungsaufwand senken - Diskussion 
um ein VRS-weites Sozialticket reines Ablenkungsmanöver 

Ausweises ist die verbillig-
te Nutzung von Bus und 
Bahn. Diese muss auch 
weiterhin erhalten werden. 
„Die Diskussion um ein 
VRS-weites Sozialticket ist 
ein reines Ablenkungsma-
növer. Kurzfristig wird es 
ein solches Ticket nicht 
geben. Die Diskussion 
wurde gerade erst ange-
stoßen und ein Gutachten 
in Auftrag gegeben. Bisher 
ist die Finanzierung völlig 
unklar“, betont Werner 
Esser, verkehrspoliti-
scher Sprecher der SPD-
Fraktion. „Auch andere 
Modelle müssen einstim-
mig von allen Beteiligten 
im VRS getragen werden“, 
erinnert Esser, der auch 
Mitglied der VRS-Gremien 
ist. „Die Finanzierung ist 
hierbei völlig offen.“ 
 
Zum Bonn-Ausweis hat die 
SPD-Fraktion im Rat der 
Stadt Bonn Anfang Mai 
einen Dringlichkeitsantrag 
in den Sozialausschuss 
eingebracht. Uschi Salz-
burger erläutert die Hin-
tergründe: „Nach den 
Richtlinien des Rates wird 
die Gültigkeit des Bonn-
Ausweises nur für einige 

Monate festgelegt. Sie ist 
gekoppelt an die Gel-
tungsdauer der Hilfen zum 
Unterhalt und die beträgt 
sechs Monate. Der größte 
Teil der Bonner Bürger, 
die Anrecht auf einen 
Bonn-Ausweis haben, ha-
ben dieses jedoch für ein 
Jahr und länger. Wir bean-
tragen daher, dass der 
Ausstellungszeitraum 
grundsätzlich auf ein Jahr 
festgelegt wird. Nach Aus-
sage der Verwaltung 
könnte so der Bearbei-
tungsaufwand um 35% 
und mehr gesenkt und da-
mit die anteiligen Perso-
nalkosten gespart wer-
den.“ Der SPD-Antrag 
wurde in die kommende 
Sitzung des Ausschusses 
am 24. Juni vertagt. 

Straßenprostitution 
Neue Erkenntnisse – Null Reaktion 
SPD fordert neue Diskussion auf neuem Wissensstand 

„Ich begrüße, dass die 
Verlegung an die Immen-
burgstraße im Sozialaus-
schuss nicht befürwortet 
wurde. Allerdings fordere 
ich mehr als das. Nach 
den Aussagen der ansässi-
gen Unternehmen in den 
vergangenen Wochen und 

dem Sperrbezirk-
Beschluss des Regierungs-
präsidenten sollten wir ei-
ne neue Diskussion füh-
ren. Leider sind die übri-
gen Fraktionen beratungs-
resistent und weder wil-
lens, noch in der Lage, 
sich zu einer Reaktion auf 

die neuen Erkenntnisse zu 
bewegen“, so Uschi Salz-
burger, SPD-Ratsfrau und 
Vorsitzende des Sozialaus-
schusses. 
 
Das Weiterschieben in den 
Rat nahm die 
Fortsetzung auf Seite 6 
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SPD-Fraktion zur Gelegen-
heit für einen Änderungs-
antrag, nach dem der 
Ratsbeschluss zur Verle-
gung der Anbahnung an 
die Immenburgstraße auf-
gehoben wird. Der Status 
Quo mit der Anbahnung 
am alten Ort zwischen 20 
Uhr und 6 Uhr hat sich be-
währt und soll beibehalten 
werden. „Im Rat sollte je-
der die Möglichkeit haben, 
sich zu den neuen Argu-
menten zu verhalten. Je-
der musste sich mit den 
gefährdeten Arbeitsplät-
zen, dem Zurückziehen 
der Unternehmen aus ih-
rem bisherigen politischen 
Engagement und auch mit 
den Anwohnern auseinan-
dersetzen“, ergänzt Salz-
burger. 
  
"Denn jetzt bestätigt sich, 
dass wir mit unserer Ein-
schätzung von Anfang an 
richtig lagen“, kommen-
tiert Bernhard "Felix" von 
Grünberg, der sozialpoliti-
sche Sprecher der SPD-
Fraktion. „Die Unterneh-
men werden ihre Konse-
quenzen ziehen, wenn die 
Stadt ihnen ein Anbah-
nungsgelände vor die Tür 
setzt. CDU und Grüne hat 
das nie interessiert. Wir 
wollten die wirtschaftli-
chen Konsequenzen der 
Verlagerung bereits im 
Ausschuss für Wirtschaft 
und Arbeit diskutieren. 
Schwarz-Grün hat das da-
mals schon nicht für nötig 

befunden und deshalb ab-
gelehnt.“ 
  
In der Ratssitzung wurde 
ein Weiterkommen im 
Themenkomplex Straßen-
strich allerdings ein weite-
res Mal ausgebremst. 
„Dass sich Schwarz-Grün 
nicht um die Arbeitsplätze 
im Gewerbegebiet Ende-
nich West kümmern wür-
de, war zu erwarten. Ver-
wundern muss jedoch, 
dass der Beschluss zur 
Beibehaltung des Status 
quo wiederum nicht be-
handelt wurde“, empört 
sich Salzburger nach der 
Sitzung. „Man muss sich 
vor Augen führen, was 
hier abzuwägen ist: Auf 
der einen Seite die Inte-
ressen von Universitäts- 
und Betriebsangehörigen, 
die sich möglicherweise an 
einigen Tagen des Jahres 
nach 20.00 Uhr belästigt 
fühlen; auf der anderen 
Seite die Interessen der 
Unternehmen in einem der 
ältesten Bonner Gewerbe-
gebiete. Das Interesse de-
rer, die sich in Kenntnis 
des bestehenden Straßen-
strichs hier preiswert an-
gesiedelt haben, wird hö-
her bewertet, als das de-
rer, die sich nach 50 Jah-
ren nun auf einen Stra-
ßenstrich werden einstel-
len müssen. Das darf man 
nicht vergessen und des-
halb kämpfe ich weiter für 
die Anbahnung an der al-
ten Stelle“, so Salzburger 

Bahnhofsvorplatz/ Süd-
überbauung 
Will Schwarz-Grün städti-
sche Flächen ohne Aus-
schreibung vergeben? – 
Stadtverwaltung teilt Po-
sition der SPD 

„Das ist schon ein starkes 
Stück, was Schwarz-Grün 
hier abliefert. Wir wollen alle 
am Bahnhofsbereich weiter-
kommen. Dies geht nur in 
einem geordneten Verfahren, 
in dem städtische Interessen 
gewahrt bleiben“, kommen-
tierte Werner Esser, pla-
nungs- und verkehrspoliti-
scher Sprecher der SPD-
Ratsfraktion, nach der Sit-
zung des Ausschusses für 
Planung, Verkehr und Denk-
malschutz am 28. April. 
  
Mit Beschluss des Planungs-
ausschusses zu den Grundzü-
gen eines Verkehrskonzeptes 
wurde ein weiterer Baustein 
in der Entwicklung des Areals 
im Bahnhofsbereich Bonn 
geschafft. Nun galt es, die 
Eckpunkte einer Ausschrei-
bung festzulegen. CDU und 
Grüne schienen jedoch von 
einer Ausschreibung nichts 
mehr wissen zu wollen. Statt-
dessen beschlossen sie mehr-
heitlich gegen SPD, Linke und 
BIG, die Verwaltung zu be-
auftragen, einen städtebauli-
chen Vertrag mit dem Inves-
tor für den Bereich zwischen 
Thomas-Mann-Straße und 
dem neuen ZOB vorzuberei-
ten. 
  
Konkret benannt wird dieser 
Investor nicht. So kann keine 
Überprüfung, wie zum Bei-
spiel eine Bonitätsprüfung, 
Fortsetzung auf Seite 7 

Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine 

Dienstag, 01.06.10, 18 h 
 
Sondersitzung 
Schulausschuss 
 
Stadthaus, Ratssaal 

Mittwoch, 02.06.10, 18 h 
 
Rechnungsprüfungs-
ausschuss 
 
Stadthaus, Sitzungsr. I 

Dienstag, 08.06.10, 18 h 
 
Integrationsrat 
 
Stadthaus, 
Sitzungsraum I 
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stattfinden. „Die SPD besteht 
auf einer Ausschreibung. Zu-
gunsten der Transparenz, zur 
Wahrung städtischer Interes-
sen und des Vergaberechts 
und auf Grund der bisherigen 
Beschlüsse muss eine Aus-
schreibung erfolgen“, so Es-
ser anschließend weiter.  
  
Zur Sitzung des Rates am 27. 
Mai legte die Stadtverwaltung 
nun eine Beschlussvorlage 
vor, die der Empfehlung des 
Ausschusses nicht folgt. Denn 
entgegen der Entscheidung 
von Schwarz-Grün besteht 
nach wie vor eine Pflicht zur 
EU-weiten Ausschreibung der 
Arbeiten. Nun wurde die Vor-
lage durch den Rat in den 
Planungsausschuss zurück-
verwiesen. 

Bebauungsplan „Im Mühlenbruch“ 
Ausbluten von Oberkassel verhindern! – Das Ein-
kaufszentrum schützen 
Rat Königswinter will "Im Mühlenbruch" Einzelhan-
del zulassen 

"Ich kann der Verwaltung 
nur zustimmen und sie 
eindringlich darum bitten, 
alles zu unternehmen, um 
ein weiteres Ausbluten des 
Einzelhandelsstandortes 
Oberkassel zu verhin-
dern." Mit diesen Worten 
unterstützt Ralf Lauben-
thal eine Beschlussvorlage 
der Stadt Bonn, die am 
27. Mai im Rat beschlos-
sen wurde und in der die-
se zu einem Bebauungs-
plan der Stadt Königswin-
ter Stellung nimmt. Die 
dortigen Ratsherren wol-
len den Bebauungsplan 
"Im Mühlenbruch" ändern 
und wieder Einzelhandel 
zulassen. Konkret soll dort 
ein Drogeriemarkt gebaut 
werden. 
  
"Seit Jahren bauen unsere 
Nachbarn dort einen Markt 
nach dem anderen und 
scheren sich überhaupt 
nicht darum, welche fata-
len Folgen das für unsere 
Geschäftsleute hat. Mit 
dieser Änderung ist der 
weiteren Zersetzung unse-
rer Nahversorgung Tür 
und Tor geöffnet", ärgert 

sich der SPD-
Bezirksverordnete. Bereits 
2005 hat die Stadt Bonn 
ihre Bedenken gegen den 
Einzelhandel in den Ge-
werbegebieten in Nieder-
dollendorf geäußert. Trotz 
aller Einwände – sogar aus 
der Verwaltung Königswin-
ter – soll jetzt diese Ände-
rung durchgeführt werden, 
obwohl dies nach Informa-
tionen der Stadt Bonn 
rechtlich sehr fragwürdig 
ist. 
  
"Alleine im letzten Jahr 
haben wir in Oberkassel 
drei Ladenlokale verloren. 
Der Edeka-Markt hat ge-
schlossen und auch ein 
Postenmarkt konnte sich 
dort nicht etablieren. 
Wenn jetzt weiterer Ein-
zelhandel „Im Mühlen-
bruch“ angesiedelt wird, 
entzieht dies dem Beueler 
Süden noch mehr Kauf-
kraft. Dann ist es nur noch 
eine Frage der Zeit, wann 
in den Oberkasseler Ge-
schäften die Lichter aus-
gehen", so Laubenthal 
weiter. 

Impressum: 
 
newsletter der SPD-
Fraktion im Rat der Stadt 
Bonn, Mai 2010 
 
V.i.S.d.P.: SPD-
Stadtratsfraktion, Andrea 
Kanonenberg, 
 
Markt 2, 53111, Bonn,  
 
Tel.: 775101, 
Internet: http://www.spd-
bonn-im-rat.de, E-Mail: 
spd.ratsfraktion@bonn.de.  


